
  1 von 9 

 

Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 

 Audiovisuelle Vernehmungen 

 § 51a. Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine 
Vernehmung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung durchgeführt werden, es sei denn, das persönliche Erscheinen 
vor der Behörde ist unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie 
zweckmäßiger oder aus besonderen Gründen erforderlich. 

§ 82. (1) bis (21) … § 82. (1) bis (21) … 

 (22) § 51a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2018 tritt mit Ablauf des Monats der Kundmachung in Kraft. 

Artikel 2 

Änderung des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 

 Verteidiger 

 § 32a. Beschuldigte haben in jeder Lage des Verfahrens das Recht, mit 
einem Verteidiger Kontakt aufzunehmen, ihn zu bevollmächtigen und sich mit 
ihm zu besprechen, ohne dabei überwacht zu werden. Als Verteidiger sind die in 
§ 48 Abs. 1 Z 5 der Strafprozeßordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975, 
genannten Personen zugelassen. 

 Vernehmung 

§ 33. (1) … § 33. (1) … 

 (2) Der Beschuldigte ist, erforderlichenfalls unter Beiziehung eines 
Dolmetschers, in einer für ihn verständlichen Sprache über die gegen ihn 
erhobenen Anschuldigungen, über das Recht, sich zur Sache zu äußern oder nicht 
auszusagen, und über das Recht auf Beiziehung eines Verteidigers zu belehren. 
Der Umstand der Belehrung sowie der Verzicht auf Beiziehung eines 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Verteidigers sind schriftlich festzuhalten. 

(2) Der Beschuldigte kann zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen 
nicht gezwungen werden. 

(3) Eine Mutwillensstrafe darf gegen ihn nicht verhängt werden. 

(3) Der Beschuldigte darf zur Beantwortung der an ihn gestellten Fragen 
nicht gezwungen werden. Er darf nicht durch Zwangsmittel, Drohungen, 
Versprechungen oder Vorspiegelungen zu Äußerungen genötigt oder bewogen 
werden. Die Stellung von Fragen, in welchen eine nicht zugestandene Tatsache 
als bereits zugestanden angenommen wird, ist nicht zulässig. Fragen, wodurch 
Umstände vorgehalten werden, die erst durch die Antwort festgestellt werden 
sollen, dürfen erst dann gestellt werden, wenn der Befragte nicht in anderer 
Weise zu einer Erklärung über dieselben geführt werden konnte; die Fragen sind 
in solchen Fällen wörtlich in die Niederschrift aufzunehmen. Der Beschuldigte 
darf nicht durch Zwangsstrafen zur Herausgabe von Tatgegenständen und 
Beweismitteln verhalten werden. 

 Vorläufiges Absehen von der Einleitung oder Fortführung des 
Strafverfahrens 

§ 34. … § 34. … 

 Information der Medien 

 § 34a. (1) Den Behörden obliegt die Information der Medien (§ 1 des 
Mediengesetzes – MedienG, BGBl. Nr. 314/1981) über die von ihnen geführten 
Ermittlungsverfahren nach Maßgabe der nachstehenden Absätze unter 
Berücksichtigung des Interesses der Öffentlichkeit an sachlicher Information über 
Verfahren von öffentlicher Bedeutung. 

 (2) Eine Information der Medien ist nur zulässig, wenn durch ihren 
Zeitpunkt und Inhalt die Persönlichkeitsrechte der betroffenen Personen, der 
Grundsatz der Unschuldsvermutung sowie der Anspruch auf ein faires Verfahren 
nicht verletzt werden. 

 (3) Auskünfte sind nicht zu erteilen, soweit schutzwürdige 
Geheimhaltungsinteressen entgegenstehen oder wenn durch die Auskunft der 
Zweck des Ermittlungsverfahrens gefährdet wäre. 

§ 36. (1) Jeder Festgenommene ist unverzüglich der nächsten sachlich 
zuständigen Behörde zu übergeben oder aber, wenn der Grund der Festnahme 
schon vorher wegfällt, freizulassen. Er ist ehestens, womöglich bei seiner 
Festnahme, in einer ihm verständlichen Sprache über die Gründe seiner 
Festnahme und die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten. Die 
Behörde hat den Angehaltenen unverzüglich zu vernehmen. Er darf keinesfalls 

§ 36. (1) Jeder Festgenommene ist unverzüglich der nächsten sachlich 
zuständigen Behörde zu übergeben oder aber, wenn der Grund der Festnahme 
schon vorher wegfällt, freizulassen. Die Behörde hat den Angehaltenen 
unverzüglich zu vernehmen. Hat er von seinem Recht auf Beiziehung eines 
Verteidigers Gebrauch gemacht, so ist die Vernehmung bis zum Eintreffen des 
Verteidigers aufzuschieben, es sei denn, dass damit eine erhebliche Gefährdung 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
länger als 24 Stunden angehalten werden. der Ermittlungen oder eine Beeinträchtigung von Beweismitteln verbunden wäre; 

eine solche Beschränkung des Rechts auf Beiziehung eines Verteidigers ist 
schriftlich festzuhalten. Die Anhaltung darf keinesfalls länger als 24 Stunden 
dauern. 

(2) … (2) … 

(3) Dem Festgenommenen ist ohne unnötigen Aufschub zu gestatten, einen 
Angehörigen (§ 36a AVG) oder eine sonstige Person seines Vertrauens und einen 
Rechtsbeistand zu verständigen; über dieses Recht ist der Festgenommene zu 
belehren. Bestehen gegen eine Verständigung durch den Festgenommenen selbst 
Bedenken, so hat die Behörde die Verständigung vorzunehmen. 

(3) Dem Festgenommenen ist ohne unnötigen Aufschub zu gestatten, einen 
Angehörigen (§ 36a AVG) oder eine sonstige Person seines Vertrauens zu 
verständigen und Kontakt mit einem Verteidiger aufzunehmen und diesen zu 
bevollmächtigen. Einem Festgenommenen, der nicht österreichischer 
Staatsbürger ist, ist ferner zu gestatten, die konsularische Vertretung seines 
Heimatstaates unverzüglich von der Festnahme zu verständigen und mit dieser 
Kontakt aufzunehmen. Bestehen gegen eine Verständigung durch den 
Festgenommenen selbst Bedenken, so hat die Behörde die Verständigung 
vorzunehmen. 

(4) Der Angehaltene darf von Angehörigen (§ 36a AVG), von seinen 
Rechtsbeiständen sowie von den diplomatischen oder konsularischen Vertretern 
seines Heimatstaates besucht werden. Für den Brief- und Besuchsverkehr gilt 
§ 53c Abs. 3 bis 5 sinngemäß. 

(4) Der Angehaltene darf von Angehörigen (§ 36a AVG), von seinem 
Verteidiger sowie von den konsularischen Vertretern seines Heimatstaates 
besucht werden. Für den Brief- und Besuchsverkehr gilt § 53c Abs. 3 bis 5 
sinngemäß. 

 Rechtsbelehrung 

 § 36a. Der Beschuldigte ist sogleich oder unmittelbar nach seiner Festnahme 
schriftlich in einer für ihn verständlichen Sprache über die Gründe seiner 
Festnahme und die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen, über sein Recht auf 
Akteneinsicht, über sonstige wesentliche Rechte im Verfahren (§ 33 Abs. 2, § 36 
Abs. 1 letzter Satz, Abs. 3 erster und zweiter Satz) und darüber zu informieren, 
dass er berechtigt ist, Zugang zu dringender medizinischer Versorgung zu 
erhalten. Ist die schriftliche Belehrung in einer Sprache, die der Beschuldigte 
versteht, nicht verfügbar, so ist er mündlich unter Beiziehung eines Dolmetschers 
zu belehren und die schriftliche Übersetzung ist ihm nachzureichen. Der Umstand 
der Belehrung ist schriftlich festzuhalten. 

§ 40. (1) … § 40. (1) … 

(2) Die Behörde kann den Beschuldigten zu diesem Zweck zur Vernehmung 
laden oder ihn auffordern, nach seiner Wahl entweder zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zu seiner Vernehmung zu erscheinen oder sich bis zu diesem Zeitpunkt 
schriftlich zu rechtfertigen. Dabei ist der Beschuldigte auf sein Recht 

(2) Die Behörde kann den Beschuldigten zu diesem Zweck zur Vernehmung 
laden oder ihn auffordern, nach seiner Wahl entweder zu einem bestimmten 
Zeitpunkt zu seiner Vernehmung zu erscheinen oder sich bis zu diesem Zeitpunkt 
schriftlich zu rechtfertigen. Dabei ist der Beschuldigte auf sein Recht 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hinzuweisen, zur Vernehmung einen Rechtsbeistand seiner Wahl beizuziehen. hinzuweisen, zur Vernehmung einen Verteidiger seiner Wahl beizuziehen. 

(3) … (3) … 

§ 43. (1) bis (3) … § 43. (1) bis (3) … 

 (4) Hat der Beschuldigte bei seiner Vernehmung einen Verteidiger 
beigezogen, so darf sich dieser an der Vernehmung beteiligen, indem er nach 
deren Abschluss oder nach thematisch zusammenhängenden Abschnitten 
ergänzende Fragen an den Beschuldigten richtet oder Erklärungen abgibt. 
Während der Vernehmung darf sich der Beschuldigte nicht mit dem Verteidiger 
über die Beantwortung einzelner Fragen beraten. 

§ 44. (1) Die Niederschrift über den Gang der mündlichen Verhandlung hat 
zu enthalten: 

§ 44. (1) Die Niederschrift über den Gang der mündlichen Verhandlung hat 
zu enthalten: 

 1. die Behörde;  1. die Behörde; 

 2. den Vornamen und den Familiennamen, Tag und Ort der Geburt, die 
Staatsangehörigkeit, den Personenstand, die Beschäftigung und den 
Wohnort des Beschuldigten; 

 2. den Vornamen und den Familiennamen, Tag und Ort der Geburt, die 
Staatsangehörigkeit, den Personenstand, die Beschäftigung und den 
Wohnort des Beschuldigten; 

  3. den Namen eines allfälligen Verteidigers des Beschuldigten; 

 3. die deutliche Bezeichnung der dem Beschuldigten zur Last gelegten Tat;  4. die deutliche Bezeichnung der dem Beschuldigten zur Last gelegten Tat; 

 4. die wesentlichen Aussagen der Zeugen und Sachverständigen und die 
sonstigen Beweisergebnisse; 

 5. die wesentlichen Aussagen der Zeugen und Sachverständigen und die 
sonstigen Beweisergebnisse; 

 5. die Rechtfertigung oder das Geständnis des Beschuldigten;  6. die Rechtfertigung oder das Geständnis des Beschuldigten; 

 6. den Spruch;  7. den Spruch; 

 7. die Begründung (§ 60 AVG);  8. die Begründung (§ 60 AVG); 

 8. die Rechtsmittelbelehrung;  9. die Rechtsmittelbelehrung; 

 9. das Datum des Bescheides;  10. das Datum des Bescheides; 

 10. das Datum der Verkündung.  11. das Datum der Verkündung. 

(2) und (3) … (2) und (3) … 

 § 44b. (1) Jedes Straferkenntnis hat eine Belehrung über das Recht des 
Beschuldigten, im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht einen 
Verfahrenshilfeverteidiger zu erhalten (§ 40 des 
Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes – VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013), zu 
enthalten. 

 (2) Abs. 1 ist nicht auf Verwaltungsübertretungen anzuwenden, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

  1. die mit einer Geldstrafe von bis zu 7 500 Euro und keiner Freiheitsstrafe 
bedroht sind oder 

  2. für die bereits ein Verfahren nach den Bestimmungen des 4. Abschnittes 
durchgeführt worden ist. 

§ 46. (1) … § 46. (1) … 

 (1a) Ist der Beschuldigte der deutschen Sprache nicht hinreichend kundig, so 
ist dem Straferkenntnis eine Übersetzung in einer für den Beschuldigten 
verständlichen Sprache anzuschließen. Sofern dies einem fairen Verfahren nicht 
entgegensteht, kann die Übersetzung durch auszugsweise Darstellung des 
wesentlichen Inhalts ersetzt werden. Die Pflicht zur Übersetzung des 
Straferkenntnisses ist nicht auf Verwaltungsübertretungen anzuwenden, die mit 
einer Geldstrafe von bis zu 7 500 Euro und keiner Freiheitsstrafe bedroht sind 
oder wegen denen bereits ein Verfahren nach den Bestimmungen des 
4. Abschnittes durchgeführt worden ist. 

(2) Die schriftliche Ausfertigung des Bescheides hat die Bezeichnung der 
Behörde, den Vornamen und den Familiennamen sowie den Wohnort der 
Parteien, den Spruch, die Begründung, die Rechtsmittelbelehrung und das Datum 
des Bescheides zu enthalten. 

(2) Die schriftliche Ausfertigung des Bescheides hat die Bezeichnung der 
Behörde, den Vornamen und den Familiennamen sowie den Wohnort der 
Parteien, den Spruch, die Begründung, die Rechtsmittelbelehrung, die Belehrung 
über das Recht auf Beigabe eines Verfahrenshilfeverteidigers im Verfahren vor 
dem Verwaltungsgericht gemäß § 44b und das Datum des Bescheides zu 
enthalten. 

(3) … (3) … 

§ 53c. (1) bis (4) … § 53c. (1) bis (4) … 

(5) Der Brief- und Besuchsverkehr von Häftlingen mit inländischen 
Behörden und Rechtsbeiständen sowie mit Organen, die durch für Österreich 
verbindliche internationale Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte 
eingerichtet sind, darf weder beschränkt noch inhaltlich überwacht werden. Das 
gleiche gilt für den Verkehr ausländischer Häftlinge mit diplomatischen und 
konsularischen Vertretern ihres Heimatstaates. 

(5) Der Brief- und Besuchsverkehr von Häftlingen mit inländischen 
Behörden und Rechtsbeiständen sowie mit Organen, die durch für Österreich 
verbindliche internationale Übereinkommen zum Schutz der Menschenrechte 
eingerichtet sind, darf weder beschränkt noch inhaltlich überwacht werden. Das 
gleiche gilt für den Verkehr ausländischer Häftlinge mit konsularischen 
Vertretern ihres Heimatstaates. 

(6) … (6) … 

§ 64. (1) und (2) … § 64. (1) und (2) … 

(3) Sind im Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens Barauslagen erwachsen 
(§ 76 AVG), so ist dem Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, 
sofern sie nicht durch Verschulden einer anderen Person verursacht sind; der 

(3) Sind im Zuge des Verwaltungsstrafverfahrens Barauslagen erwachsen 
(§ 76 AVG), so ist dem Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, 
sofern sie nicht durch Verschulden einer anderen Person verursacht sind; der 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
hienach zu ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis (der 
Strafverfügung), sonst durch besonderen Bescheid ziffernmäßig festzusetzen. 
Dies gilt nicht für Gebühren, die dem Dolmetscher zustehen, der dem 
Beschuldigten beigestellt wurde. 

hienach zu ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis (der 
Strafverfügung), sonst durch besonderen Bescheid ziffernmäßig festzusetzen. 
Dies gilt nicht für Gebühren, die dem Dolmetscher und Übersetzer zustehen, der 
dem Beschuldigten beigestellt wurde. 

(4) bis (6) … (4) bis (6) … 

§ 66a. … § 67. … 

 Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union 

 § 68. (1) § 46 Abs. 1a und § 64 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2010/64 EU über das 
Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren, ABl. 
Nr. L 280 vom 26.10.2010 S. 1. 

 (2) § 33 Abs. 2, § 36a, § 44b und § 46 Abs. 1a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 
2012/13/EU über das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren, 
ABl. Nr. L 142 vom 01.06.2012 S. 1. 

 (3) § 32a, § 33 Abs. 2, § 36, § 40 Abs. 2, § 43 Abs. 4 und § 44 Abs. 1 Z 3 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 dienen der Umsetzung der 
Richtlinie 2013/48/EU über das Recht auf Zugang zu einem Rechtsbeistand in 
Strafverfahren und in Verfahren zur Vollstreckung des Europäischen Haftbefehls 
sowie über das Recht auf Benachrichtigung eines Dritten bei Freiheitsentzug und 
das Recht auf Kommunikation mit Dritten und mit Konsularbehörden während 
des Freiheitsentzugs, ABl. Nr. L 294 vom 06. 11.2013 S. 1. 

 (4) § 34a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 dient der 
Umsetzung der Richtlinie 2016/343/EU über die Stärkung bestimmter Aspekte 
der Unschuldsvermutung und des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in 
Strafverfahren, ABl. Nr. L 65 vom 11.3.2016 S. 1. 

§ 66b. (1) bis (19) … § 69. (1) bis (19) … 

 (20) § 32a, die Überschrift vor § 33, § 33 Abs. 2 und 3, die Überschrift vor 
§ 34, § 34a samt Überschrift, § 36 Abs. 1, 3 und 4, § 36a samt Überschrift, § 40 
Abs. 2, § 43 Abs. 4, § 44 Abs. 1, § 44b, § 46 Abs. 1a und 2, § 53c Abs. 5, § 64 
Abs. 3, die Änderungen der Paragraphenbezeichnungen der §§ 66a, 66b und 67, 
der Entfall des § 68 sowie § 68 (neu) samt Überschrift in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 treten mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft. 

52/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung (N

orm
ativer T

eil)
6 von 9

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  7 von 9 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 

§ 67. … § 70. … 

§ 68. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)  

Artikel 3 

Änderung des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes 

 Anpassungen im Inhaltsverzeichnis 

§ 25. (1) bis (6) … § 25. (1) bis (6) … 

(6a) Das Verwaltungsgericht kann nach Maßgabe der technischen 
Möglichkeiten eine Einvernahme unter Verwendung technischer Einrichtungen 
zur Wort- und Bildübertragung durchführen, es sei denn, das persönliche 
Erscheinen vor dem Gericht ist unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie 
zweckmäßiger oder aus besonderen Gründen erforderlich. 

(6a) Das Verwaltungsgericht kann nach Maßgabe der technischen 
Möglichkeiten eine Vernehmung unter Verwendung technischer Einrichtungen 
zur Wort- und Bildübertragung durchführen, es sei denn, das persönliche 
Erscheinen vor dem Gericht ist unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie 
zweckmäßiger oder aus besonderen Gründen erforderlich. 

(7) und (8) … (7) und (8) … 

§ 31. (1) und (2) … § 31. (1) und (2) … 

(3) Auf die Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes sind § 29 Abs. 1 zweiter 
Satz, 2a, 2b, 4 und 5 und § 30 sinngemäß anzuwenden. Dies gilt nicht für 
verfahrensleitende Beschlüsse. 

(3) Auf die Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes sind § 29 Abs. 1 zweiter 
Satz, 2a, 2b, 4 und 5, § 30, § 38a Abs. 3 und § 50 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden. 
Dies gilt nicht für verfahrensleitende Beschlüsse. 

 Dolmetscher und Übersetzer 

 § 38a. (1) Ist ein Beschuldigter der deutschen Sprache nicht hinreichend 
kundig, stumm, gehörlos oder hochgradig hörbehindert, hat er das Recht auf 
Beiziehung eines Dolmetschers. Dies gilt insbesondere für Beweisaufnahmen, an 
denen der Beschuldigte teilnimmt, für Verhandlungen und auf Verlangen auch für 
den Kontakt des Beschuldigten mit seinem Verteidiger, sofern dies in 
unmittelbarem Zusammenhang mit einer Verhandlung oder sonstigen 
Amtshandlung, an der der Beschuldigte teilnimmt, steht und im Interesse einer 
zweckentsprechenden Verteidigung erforderlich ist. 

 (2) Können Dolmetschleistungen für die Sprache, die für den Beschuldigten 
verständlich ist, nicht binnen angemessener Zeit zur Verfügung gestellt werden 
und ist das persönliche Erscheinen des Dolmetschers für die Gewährleistung 
eines fairen Verfahrens nicht erforderlich, kann die Dolmetschleistung nach 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
Maßgabe der technischen Möglichkeiten des Verwaltungsgerichtes unter 
Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung erbracht 
werden. 

 (3) Soweit dies zur Wahrung der Verteidigungsrechte und eines fairen 
Verfahrens erforderlich ist, hat ein der deutschen Sprache nicht hinreichend 
kundiger Beschuldigter das Recht auf schriftliche Übersetzung der wesentlichen 
Aktenstücke innerhalb einer angemessenen Frist. Als wesentlich gelten 
insbesondere die zur Beschwerde erstatteten Äußerungen, die schriftliche 
Ausfertigung des Erkenntnisses und eine gegen das Erkenntnis von einer anderen 
Partei als dem Beschuldigten erhobene Revision. Auf Antrag des Beschuldigten 
sind ihm weitere konkret zu bezeichnende Aktenstücke schriftlich zu übersetzen, 
soweit die Erforderlichkeit einer Übersetzung hinreichend begründet wird oder 
offenkundig ist. Die schriftliche Übersetzung kann durch auszugsweise 
Darstellung des wesentlichen Inhalts, durch mündliche Übersetzung oder, wenn 
der Beschuldigte durch einen Verteidiger vertreten ist, durch mündliche 
Zusammenfassung ersetzt werden, sofern dies einem fairen Verfahren nicht 
entgegensteht. 

 (4) Über sein Recht auf Beiziehung eines Dolmetschers und Übersetzers ist 
der Beschuldigte in einer für ihn verständlichen Sprache zu belehren. Der 
Umstand der Belehrung ist schriftlich festzuhalten. 

 (5) Ein Verzicht des Beschuldigten auf schriftliche Übersetzung ist nur 
zulässig, wenn er zuvor über sein Recht und die Folgen des Verzichts in einer für 
ihn verständlichen Sprache belehrt wurde. Belehrung und Verzicht sind 
schriftlich festzuhalten. 

 (6) Die Entscheidung über die Beiziehung eines Dolmetschers und 
Übersetzers erfolgt durch verfahrensleitenden Beschluss. 

§ 47. (1) Das Verfahren ist möglichst in einer Verhandlung abzuschließen. 
Wenn sich die Einvernahme des der Verhandlung ferngebliebenen Beschuldigten 
oder die Aufnahme weiterer Beweise als notwendig erweist, dann ist die 
Verhandlung zu vertagen. 

§ 47. (1) Das Verfahren ist möglichst in einer Verhandlung abzuschließen. 
Wenn sich die Vernehmung des der Verhandlung ferngebliebenen Beschuldigten 
oder die Aufnahme weiterer Beweise als notwendig erweist, dann ist die 
Verhandlung zu vertagen. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 50. (1) und (2) … § 50. (1) und (2) … 

 (3) Jedes Erkenntnis hat einen Hinweis auf die Voraussetzungen für die 
Bewilligung der Verfahrenshilfe im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
und im Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof zu enthalten. 

§ 52. (1) und (2) … § 52. (1) und (2) … 

(3) Sind im verwaltungsgerichtlichen Verfahren Barauslagen erwachsen 
(§ 76 AVG), so ist dem Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, 
soweit sie nicht durch Verschulden einer anderen Person verursacht sind; der 
hiernach zu ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis, sonst durch 
besonderen Beschluss ziffernmäßig festzusetzen. Dies gilt nicht für Gebühren, die 
dem Dolmetscher zustehen, der dem Beschuldigten beigestellt wurde. 

(3) Sind im verwaltungsgerichtlichen Verfahren Barauslagen erwachsen 
(§ 76 AVG), so ist dem Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, 
soweit sie nicht durch Verschulden einer anderen Person verursacht sind; der 
hiernach zu ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis, sonst durch 
besonderen Beschluss ziffernmäßig festzusetzen. Dies gilt nicht für Gebühren, die 
dem Dolmetscher und Übersetzer zustehen, der dem Beschuldigten beigestellt 
wurde. 

(4) bis (10) … (4) bis (10) … 

 Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union 

 § 57. (1) § 38a Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 und § 52 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 
2010/64 EU über das Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen in 
Strafverfahren, ABl. Nr. L 280 vom 26.10.2010 S. 1. 

 (2) § 31 Abs. 3, § 38a Abs. 3 und § 50 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 
2012/13 EU über das Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren, 
ABl. Nr. L 142 vom 01.06.2012 S. 1. 

§ 57. … § 58. … 

§ 58. (1) bis (4) … § 59. (1) bis (4) … 

 (5) Das Inhaltsverzeichnis, § 25 Abs. 6a, § 31 Abs. 3, § 38a samt 
Überschrift, § 47 Abs. 1, § 50 Abs. 3, § 52 Abs. 3, § 57 (neu) samt Überschrift 
und die Paragraphenbezeichnungen der §§ 58 und 59 (neu) in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2018 treten mit Ablauf des Monats der 
Kundmachung in Kraft. 
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